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an li Sache nach öſterreichiſchem Rechte weſentlich anders verhält, ſetzen wir 


Das neue ungariſche Waſſerrechtsgeſetz in feinen wichtigſten Be- als bekannt n . a 0 A 
ſtimmungen zum Zwecke der Vergleichung mit dem öſterreichi Eine praktiſche Ausnahme von ſeiner Regel normirt das 


ſchen Waſſerrechte. Skizzirt von Dr. Johann Bouſek, Advocaten in ungariſche Geſetz dahin, daß in der Conceſſionsurkunde auch die 
Wiener⸗Neuſtadt. Schluß Strecke feſtzuſtellen iſt, ım welcher der zur Waſſerbenützung 
Mittheilungen aus der Praxis: Berechtigte das Bett, die Ufer und die Dämme des Waſſerlaufes im 
Die Ausübung von Functionen als Gemeindevorſteher vor erfolgter Pflicht— ten Stande zu halten hat. 
angelobung begründet keine Uebertretung des § 23 ſchleſ. Gem. Ord. — > 1 8 f 


Die Ausſtellung gemeindeämtlicher Sittenzeugniſſe gehört in den ſelbſt⸗ „ Dieſe Ausnahme entſpricht ane der geſetzlichen Regeln des 
ſtändigen Wirkungskreis der Gemeinden. öſterreichiſchen Rechtes und es entſpricht nur der Natur der Sache, 
Geſetze und Verordnungen. wenn das ungariſche Geſetz ausdrücklich verfügt, daß dieſe Verpflichtung 
Perſonalien. höchſtens bis zum Bereiche des Rückſtaues feſtgeſtellt werden kann. 


Erledigungen. Die für die Inſtandhaltung von Bett und Ufer entwickelten Grundſätze 
2 en —— . 2 . — gelten auch von der bloßen Reinigung und Räumung der Gewäſſer. 


ad 2. Bezüglich der diesfälligen Beſtimmungen genügt die 
5 5 1 9 Bemerkung, daß der Grundſatz gilt, es haben die nicht unmittelbar 

u Bus EN ungariſche Waſſerrechtsgeſetz h Betheiligten nach Maßgabe des denſelben indirect verſchafften Nutzens 
in ſeinen wichtigſten Beitinmmugen zum Zwecke der Vergleichung zu den Koſten beizutragen und rückſichtlich ſich dem Unternehmen 
mit dem öſterreichiſchen Waſſerrechte. anzuſchließen, auch wenn es ſich nicht um eine Genoſſenſchaft handelt. 

Die weiteren Beſtimmungen betreffen die Fürſorge für den geregelten 
Abfluß der Regen-, Schnee- und Grundwäſſer und die Fürſorge für 
die Schaffung und Cultur von Vorterrains bei eingedämmten Flüſſen, 
II. In dem Abſchnitte, der von den Waſſeran lagen handelt, lauter Maßnahmen, deren ausdrückliche Feſtſtellungen im öſterreichiſchen 


Skizzirt von Dr. Johann Bouſek, Advocaten in Wiener-Neuſtadt. 
(Schluß) 


behandelt das ungarische Geſetz: Waſſerrechtsgeſetze leider fehlen. 
1. Die Inſtandhaltung des Bettes und der Ufer, ad 3. Während das öſterreichiſche Waſſerrecht (abgeſehen vom 


2. die Rechtsverhältniſſe bei Waſſerregulirungen und Entwäſſerun- Meliorationsgeſetze) die erzwingbare Abänderung auf Stauwerke be— 
gen gegenüber den nicht unmittelbar Betheiligten, ſchränkt, das Einſchreiten der Betheiligten verlangt und die Frage des 
3. die bereits früher angedeutete erzwingbare Abänderung con- Koſtenerſatzes offen läßt, geht das ungariſche Waſſerrechtsgeſetz weiter 
cedirter Anlagen aus dem Grunde der in Folge der Errichtung der- und verfügt wörtlich: „Treten in Folge der Errichtung eines Waſſer— 
ſelben zum Schaden Anderer entſtandenen Veränderungen im Waſſerlaufe, werkes ſolche Veränderungen im Waſſerlaufe ein, welche für Andere 
4. die ſtändigen Waſſerſtandsſignale und | einen Schaden involviren, jo iſt der Eigenthümer des Waſſerwerkes 
5. die Verhütung von Waſſerriſſen. behördlich dazu verhalten, das Werk binnen einer beſtimmten Friſt und 
Nebenbei ſind Beſtimmungen über andere Anlagen eingeſchaltet. auf ſeine Koſten umzugeſtalten.“ — Ja noch mehr, das ungariſche Geſetz 
ad 1. Nach ungariſchem Rechte iſt die Inſtandhaltung des beſtimmt ſogar, daß der Eigenthümer des Waſſerwerkes für den ent— 
Bettes und der Ufer eine poſitive Leiſtungspflicht des Bett-, beziehungs- ſtandenen Schaden verantwortlich ift. 
weiſe Uferbeſitzers; er kann von Allen, die aus der Inſtandhaltung Die urſprüngliche Genehmigung der Behörde und ſelbſt die Nicht- 
Nutzen ziehen, eine Beitragsleiſtung fordern, welche die Behörde zu beanſtändigung des Projectes von Seite der Betheiligten ſchützen ihn 
beſtimmen hat; er trägt die Verantwortung für die Art der Aus- alſo nicht gegen diefe Schadenerſatzpflicht, für welche nach öſterreichiſchem 
führung und muß dieſelbe eventuell über Verlangen der Behörde | Rechte wohl nur die allgemeinen civilrechtlichen Beſtimmungen maßgebend 
umgeſtalten; nur bei ſchiff- und floßbaren Flüſſen kann der Staat ſein können. 


wann immer die Inſtandhaltung ſelbſt vornehmen oder unter ſeiner add 4. Bezüglich der ſtändigen Waſſerſtandsſignale (Staumaße, Fix⸗ 
Beitragsleiſtung Genoſſenſchaften an den betroffenen Flüſſen geſtatten. punkte) befinden ſich beide Geſetzgebungen in voller Uebereinſtimmung, und 
Es ſind dies die Conſequenzen aus der unbedingten und rückſichtlich ad 5. bezüglich der Verhütung von Waſſerriſſen ſcheinen im 


ausſchließlichen Zuweiſung von Ufer und Bett der Gewäſſer in das | ungarischen Rechte jene Grundſätze auf, welche ſich aus dem öſterreichiſchen 
Eigenthum des Ufergrundbeſitzers aus der Thatſache der regelmäßig Geſetze vom 30. Juni 1884, R. G. Bl. Nr. 117, ergeben. 

mit der Erfüllung der eigenen Rechtspflicht verbundenen, über die Die im III. Abſchnitte unter dem Titel Waſſerſervituten zu⸗ 
Wahrung des eigenen Intereſſes hinausreichenden Förderung fremder ſammengefaßten waſſerrechtlichen Eigenthumsbeſchränkungen ſind faſt 
Intereſſen und aus der geſetzlich fixirten Superiorität der Schifffahrt identiſch mit den diesfalls im öfterreichiichen Rechte zerſtreut vor— 
und Flößerei vor allen anderen Waſſerbenützungen. Daß ſich die kommenden Beſtimmungen. 
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Was ſich im ungariſchen Geſetze als praktiſche Ergänzung und 
rückſichtlich weitergehende Beſtimmung vorfindet, iſt Folgendes: 

1. „Wenn durch das Waſſer hergeſchwemmte Gegenſtände den 
natürlichen Abfluß des Waſſers hindern und dadurch die oberen oder 
unteren Beſitzer Schaden erleiden, ſo können die Beſitzer der intereſſirten 
Grundſtücke verlangen, daß der betreffende Beſitzer die Entfernung der 
hinderuden Gegenſtände geſtatte oder nach feiner Wahl deren Entfer- 
nung veranlaſſe.“ 

2. Die nach öſterreichiſchem Rechte beſchränkte Möglichkeit auf 
die zwangsweiſe Einräumung der erforderlichen Dienſtbarkeit zur Zu— 
und Ableitung des Waſſers, ſowie zur Errichtung der erforderlichen 
Anlagen iſt im ungariſchen Rechte unbeſchränkt, indem jeder Beſitzer bei 
voller und vorgängigen Entſchädigung zu dulden verpflichtet iſt, daß 
auf ſeinem Beſitze auf Grund behördlicher Bewilligung das Waſſer 
durch- und abgeleitet und daß alle die Arbeiten ausgeführt werden, 
welche zur Erreichung des vorgeſteckten Zieles erforderlich ſind. 

Die geſetzliche Möglichkeit, anſtatt der Einräumung der Servi— 
tut, die Ablöſung zu begehren, beſteht nach ungariſchem Rechte nicht; 
dagegen beſteht nach ungariſchem Rechte die Beſtimmung, daß, wenn 
auf einem Grundſtücke ein Waſſerleitungsgraben ſchon vorhanden iſt, 
der Eigenthümer nicht zu dulden braucht, daß über ſein Territorium 
ein neuer Graben geführt werde, vorausgeſetzt, daß der beſtehende auch 
dem neuen Zwecke eutſpricht. In dieſem Falle iſt nämlich der beſtehende 
Graben zu benutzen. Der neue Unternehmer kann dies jedoch nicht fordern. 

3. Aeußerſt zweckmäßig iſt, daß das ungariſche Geſetz eine aus— 
drückliche Beſtimmung über die Erlöſchung der Servituten enthalt. 
Dieſe lautet: 

„Die Servitut erliſcht gleichzeitig mit dem Waſſerbenützungsrechte. 
Weun während der Dauer der Berechtigung der Berechtigte die Waſſer 
leitung drei Jahre lang nicht gebrauchen ſollte, ſo kann der Eigen— 
thümer des mit der Servitut belaſteten Gutes die behördliche Annullirung 
der Servitnt auch vor Ablauf der Friſt fordern. Mit der Erlöſchung 
der Servitut hat der Servitutsberechtigte alle jene Beſtandtheile 
der Waſſerleitung, welche nicht einen untrennbaren Beſtandtheil des 
Gutes bilden, auf eigene Koſten binnen einer, von der Behörde 
auf mindeſtens zwei Monate feſtzuſtellenden Präcluſivfriſt zu entfernen, 
entgegengeſetzten Falles gehen dieſelben in das freie Verfügungsrecht 
des Grundeigenthümers über. Der Beſitzer der Servitut kaun in ſolchen 
Fällen von der durch ihn bezahlten Entſchädigungsſumme nichts 
zurückfordern.“ 

Die größte Sorgfalt widmet das ungariſche Geſetz 

IV. den Wa ſſergenoſſenſchaften. 

Zur Zeit des Erſcheinens des öſterreichiſchen Reichswaſſerrechts— 
geſetzes hat man es als einen Vorzug eben dieſes Geſetzes rühmend 
hervorgehoben, daß den Waſſergenoſſenſchaften eine große Ausdehnung 
gegeben wurde. Das neue ungariſche Waſſerrechtsgeſetz iſt noch um ein 
Bedeutendes weiter gegangen. 

Nach dem öſterreichiſchen Waſſerrechte können Genoſſenſchaften 
gebildet werden: 

1. Zur Ausführung von Waſſerbauten, welche 

a) den Schutz von Grundeigenthum, oder 

b) die Regulirung des Laufes eines Gewäſſers bezwecken, und 

2. zu Entwäſſerungs- und Bewäſſerungsanlagen. 

Im Sinne des ungariſchen Geſetzes können 
gebildet werden: 

1. für die Waſſerregulirung und 

2. ſür die Waſſerbenützung. 

ad 1. Unter den Begriff der Waſſerregulirung fallen die im 
Geſetze taxativ aufgezählten Arbeiten: 

a) der Bettregulirung, 

b) des Uferſchutzes, 

c) der Vertheidigung gegen Waſſergefahr und 

d) die damit verbundene Waſſerableitung. 

ad 2. Bezüglich der Waſſerbenützung begnügt ſich das Geſetz 
mit einer demonſtrativen Anführung einzelner Zwecke: Bewäſſerung, 
Drainage, Entwäſſerung, Colmation, Trockenlegung von Sümpfen ꝛc. 

Es gehören alſo zu den hier in Rede ſtehenden Genoſſenſchaften 
insbeſondere auch diejenigen, welche behufs der Ausnützung der be⸗ 
wegenden Kraft des Waſſers gebildet werden, denen man in Oeſterreich 
die Anerkennung verſagt. 


Genoſſenſchaften 


Für beide Arten von Genoſſenſchaften gilt, daß ſie als ſolche 
unter ihrem Namen Rechte erwerben, Verpflichtungen eingehen, bei 
Gericht Proceſſe anſtrengen und vor Gericht belangt werden können. 

In allem Uebrigen werden beide Arten ſtrenge auseinander 
gehalten. 

Gegenüber den Genoſſenſchaften für Waſſerregulirung iſt der 
Regierung ein weitgehendes Aufſichts⸗ und rückſichtlich Verfügungsrecht 
eingeräumt, für fie iſt oberſte Inſtanz der Miniſter für öffentliche Ar— 
beiten und Communicationen 

Den Genoſſenſchaften für Waſſerbenützung iſt ein ziemlich weiter 
Spielraum gelaſſen, bei welchem dieſelben ebenſo leicht zu Stande 
kommen, als ſich frei bewegen können, und für ſie iſt die oberſte Inſtanz 
der Miniſter für Ackerbau, Gewerbe und Handel. 

Wir müſſen uns hier darauf beſchränken, nur noch zu bemerken, 
daß die Bildung, Reorganiſirung und Auflöſung der Regulirungs— 
genoſſeuſchaften eventuell auch von Amtswegen und daß die Bildung 
von Genoſſenſchaften zu Zwecken der Entwäſſerung auch auf Grund 
von Mehrheitsbeſchlüſſen durch Verfügung der Behörde erfolgen kann, 
ſowie daß im ungariſchen Geſetze auch für den Fall der Vereinigung 
mehrerer Genoſſenſchaften Vorſorge getroffen iſt. 

V. Die waſſerpolizeilichen Beſtimmungen des ungariſchen 
Geſetzes enthalten beſtimmte Verbote, beſtimmte Anzeige- und Ver— 
ſtändigungsgebote und beſtimmte Autoriſationen der unmittelbaren Auf— 
ſichtsbehörden für den Fall der vorübergehenden Waſſernoth. 

Jene Verbote ſtimmen im Allgemeinen mit denen des öſter— 
reichiſchen Rechtes überein, indem jede Beſchädigung der Waſſerläufe, 
Bette, Ufer, Waſſeranlagen, Schutzdämme und der dazu gehörigen An— 
lagen, ſowie nicht minder der Schutzanpflanzungen verboten iſt; im 
Beſonderen enthalten ſie aber höchſt werthvolle caſuiſtiſche Beiſpiele. 

Die Anzeige- und Verſtändigungsgebote betreffen zumeiſt die 
Genoſſenſchaften und beziehen ſich zumeiſt ebenſo, wie die Autoriſationen 
der Behörden auf den Fall der Waſſernoth, und ſie ſind im Gegenſatze 
zu den diesfalls ganz allgemein gehaltenen Beſtimmungen des öſter— 
reichiſchen Rechtes möglichſt im Detail ausgearbeitet. 

VI. Der Abſchnitt des ungariſchen Geſetzes, welcher von den 
Behörden und dem Verfahren handelt, wird mit der allgemeinen 
Zuſtändigkeitsnorm eingeleitet, die analog der des öſterreichiſchen Rechtes 
dahin lautet, daß in allen Angelegenheiten, welche im Sinne des 
gegenwärtigen Geſetzes ſich auf Waſſerregulirung, Waſſerbenützung und 
Wafſerſchutz beziehen, die Verwaltungsbehörde zuſtändig iſt. 

1. Betreffend die Behörden iſt die Unterſcheidung zwiſchen 

a) Conceſſions- und 

b) Aufſichts-Behörden ſtricte durchgeführt. 

2. Betreffend das Verfahren, ſo kann 

a) auch nach ungariſchem Rechte, wenn auf fremdem Territorium 
und Gewäſſern Vorarbeiten für Waſſeranlagen nöthig ſind, die Bewilligung 
hiezu ertheilt werden. Ein rühmenswerther Vorzug des ungariſchen 
Geſetzes, welches im Uebrigen die gleichen Cautelen, wie das öſter— 
reichiſche Geſetz aufſtellt, iſt der, daß es genau anführt, wozu die 
Bewilligung zu Vorarbeiten berechtigt, indem es jagt, daß der Con- 
ceſſionar die zu Zwecken der projectirten Unternehmung nöthigen Vor— 
aufnahmen und Studien beginnen und die nöthigen Vermeſſungsarbeiten 
ausführen kann. 

b) Anlangend das eigentliche Conceſſionsverfahren, normirt auch 
das ungariſche Geſetz: 

. Die Erforderniſſe des Geſuches, 

6. das Vorverfahren, 

7. das eigentliche Bewilligungsverfahren einſchließlich des Er- 
kenntniſſes, und reiht hieran 

ö, die Ausſtellung der Conceſſionsurkunde, und 

e. die Collaudirungsvorſchrift. 

ad 4. Die Beſtimmungen über die Gejuchderforderniffe ſtimmen 
faſt wörtlich mit denen des öſterreichiſchen Rechtes überein. 

ad 83. Ebenſo übereinſtimmend tft das Vorverfahren geregelt, 
nur iſt zu bemerken, daß das nicht a limine zurückzuweiſende Geſuch dem 
„behördlichen“ Sachverſtändigen um ſeine Meinungsäußerung hinauszu⸗ 
geben iſt, daß, wenn dieſer Einwendungen macht, dieſelben den Geſuch⸗ 
ſtellern „bis zu einem Präcluſivtermine“ zur Aeußerung mitzutheilen 
ſind und daß, wenn das eigentliche Bewilligungsverfahren platzgreifen 
ſoll, der Plan und die Bemerkungen des behördlichen Sachverſtändigen 
an einem den Intereſſenten leicht zugänglichen Orte während 30 Tagen 


zur öffentlichen Beſichtigung aufzulegen find. Hiernach gibt es alſo kein 
internes Gutachten, kein diesfälliges Amtsgeheimniß, wie dies hie und 
da in Oeſterreich, unſerer Meinung nach freilich gegen den Wortlaut 
und Geiſt des Geſetzes, prakticirt wird. 

ad 7). Das eigentliche Bewilligungsverſahren theilt ſich nach 
ungariſchem Rechte nicht jo, wie nach öſterreichiſchem Rechte entweder 
in das Aufgebots- oder abgekürzte Verfahren, Sondern iſt lediglich ein 
dem letzteren faſt vollſtändig nachgebildetes. 

add 3. Eine Beſonderheit des ungariſchen Geſetzes iſt die An— 
ordnung der Ausfertigung der Conceſſionsurkunde auf Grund der in 
Rechskraft erwachſenen Entſcheidung. 

Dieſe Ausfertigung hat den Vortheil, daß allfällige Ergänzungen 
oder Abänderungen der Entſcheidungen im Inſtanzenzuge hiedurch eine 
formell einheitliche Feſtſtellung erfahren. 

ads. Die Collaudirungsvorſchrift des ungariſchen Geſetzes 
mit der des öſterreichiſchen Geſetzes identiſch. 

Wir fügen nur noch bei, daß auch die Beſtimmungen über die 
Koſten des Verfahrens, über die hemmende und rückſichtlich nicht auf— 


iſt 


ſchiebende Wirkung der Berufung ſowie über das Waſſerbuch mit denen 


des öſterreichiſchen Rechtes übereinſtimmen. 

VII. Die Strafbeſtimmungen des ungariſchen Geſetzes, welche 
ſpeciell 16 Uebertretungsfälle enumeriren, die mit Geld und eventuell 
Haft beftraft und von den Aufſichtsbehörden nach den allgemeinen 
Beſtimungen des Strafgetzes über Uebertretungen zu behandeln ſind, 
find inſoferne gleichartig mit den Beſtimmungen des öſterreichiſchen 
Rechtes, als ſich dieſe Uebertretungen faſt ſämmtlich unter den Begriff 
des Waſſerfrevels nach öſterreichiſchem Rechte ſubſumiren laſſen. 

) Die Uebergangsbeſtimmungen des ungariſchen Geſetzes 
betreffen die Art und Weiſe der von Amtswegen einzuleitenden 
Feſtſtellung der vor der Wirkſamkeit des neuen Geſetzes erworbenen 
Waſſerrechte, wodurch eine im öſterreichiſchen Geſetze aufſcheinende 
Lücke praktiſch behoben und eine feſte Grundlage für das Waſſerbuch 
geſchaffen iſt. 

Bezüglich des Beſtandes, des Umfanges und der Zeitdauer der 
hiernach legitimirten und in Geltung bleibenden Rechte kommen die 
Beſtimmungen des neuen Geſetzes nicht in Anwendung; bezüglich der 
Ausübung derſelben dienen aber die Beſtimmungen des gegenwärtigen 
Geſetzes zur Richtſchuur. (Vergl. Art. II faſt ſämmtlicher öſterreichiſchen 
Landeswaſſerrechtsgeſetze.) 

D) Die Schlußbeſtimmungen enthalten die üblichen Feſt⸗ 
ſetzungen über die Außerkraftſetzung früherer Geſetze, dem Zeitpunkte der 
Wirkſamkeit des neuen Geſetzes und dem Vollzugsauſtrag. 


Mittheilungen aus der Praxis. 


Die Ausübung von Functionen als Gemeindevorſteher vor erfolgter 
Pflichtangelobung begründet keine Uebertretung des § 23 ſchleſ. 
Gem. Ord. ) — Die Ausſtellung gemeindeämtlicher Sittenzeugniſſe 
gehört in den ſelbſtſtändigen Wirkungskreis der Gemeinden.) 
J. S., Wirthſchaftsbeſitzer in Gr.⸗K., wurde am 9. Juli 1885 
zum Gemeindevorſteher in Gr.-K. gewählt und hat zwei Tage nach 
dieſer Wahl, am 11. Juli, dem E. P. über deſſen Andringen ein 
Sittenzeugniß erfolgt, dasſelbe in ſemer Eigenſchaft als Gemeindevor- 
ſteher gefertigt und die Mitunterzeichnung desſelben ſeitens mehrerer 
Ausſchußmänner veranlaßt Das Gemeindeſiegel hat J. S. durch ſeinen 
Sohn aus der Wohnung des amtirenden Gemeindevorſtehers J. B. in 
deſſen Abweſenheit holen laſſen und dasſelbe dem ausgeſtellten Sitten— 
zeugniſſe beigedruckt. Die über dieſen Vorfall von dem noch functionirenden 
Gemeindevorſteher J. B. erſtattete Anzeige, in welcher insbeſondere 
behauptet wurde, daß das dem E. P. erfolgte Sittenzeugniß unwahre 
Unmſtände beſtätigt hätte, wurde von der k. k. Bezirkshauptmannſchaft 
in F. dem dortigen Bezirksgerichte abgetreten, bei welchem über Autrag 
der k. k. Staatsanwaltſchaft in T. gegen J. S. und Genoſſen (nämlich 
die vier Mitunterzeichner des Sittenzeugniſſes) die Vorerhebungen 
wegen Verbrechens des Betruges nach 8 199 St. G. eingeleitet 


) Siehe Gemeindeordnungen für Bukowina, Galizien, Gradiska, Iſtrien, 
Kärnten, Tirol, Vorarlberg S 23; Dalmatien $ 19; Steiermark § 20; Ober⸗ 
Oeſterreich $ 21; Nieder⸗Oeſterreich S 22; Böhmen, Krain, Salzburg 8 24. 

) Vergl. Zeitſchrift für Verwaltung 1872 Nr. 34 (Fall). 
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wurden. Nach Einſtellung derſelben wurde gegen die früher erwähnten 
Perſonen, ſowie auch gegen E. P. als Mitſchuldigem im Sinne des 
§ 5 St. G. über Antrag der k. k. Staatsanwaltſchaft das Verfahren 
wegen Uebertretung gegen öffentliche Anſtalten und Vorkehrungen nach 


5 320 f St. G. bei dem Bezirksgerichte in F. durchgeführt und 


wurde J. S. wegen Uebertretung des § 320 f St. G., „begangen 
dadurch, daß er am 11. Juli 1885 ein mit „Gemeindevorſtand Gr-K.“ 
gefertigtes und mit dem Gemeindeſiegel verſehenes Sitten- und Vermögens⸗ 
zeugniß für E. P. verfertigte und dieſes als Ortsvorſteher unterſchrieb“ 
mit dem Erkenntniſſe vom 17. October 1885, 8. 1777, zu einer 
Geldſtrafe von 15 fl., eventuell dreitägigem Arreſte verurtheilt. 

Ueber die gegen dieſes Urtheil erhobene Berufung wurde das 
angefochtene Erkenntniß von dem k. k. Landesgerichte in T. unterm 
14. December 1885, Z. 6816, behoben und J. S., ſowie feine Mit- 
angeklagten von Schuld und Strafe freigeſprochen, da in dem vor— 
gelegenen Thatbeſtande die Merkmale einer im allgemeinen Strafgeſetze 
normirten ſtrafbaren Handlung nicht erblickt wurden. „Nachdem jedoch“ 
— ſo heißt es am Schluſſe des landesgerichtlichen Erkenntniſſes — 
„nach dem Vorausgeſchickten wider den Angeklagten J. S. vorliegt, 


daß derſelbe vor der Pflichtangelobung als Gemeindevorſteher und vor 


Uebernahme der Geſchäftsführung der Gemeinde Gr. ein Sitten⸗ 
und Vermögenszeugniß für E P. ausfertigte und die übrigen An⸗ 
geklagten ſich hiebei betheiligten, ſo werden ſich ſämmtliche Angeklagte 
diesfalls vor der k. k. Bezirkshauptmannſchaft F. im Sinne der Mini- 
ſterialverordnung vom 30. September 1857, R. G. Bl. Nr. 198, zu 
verantworten haben“ 


Nach durchgeführter Abtretung des Actes im Sinne dieſes landes— 
gerichtlichen Urtheiles ging die k. k. Bezirkshauptmannſchaft F. gegen 
J. S. mit dem Straferkenutniſſe vom 9. Februar 1886, 3. 1392, 
vor, mit welchem derſelbe wegen Uebertretung des $ 23 G. O. durch 
„Ausfertigung eines ämtlichen Sittenzeugniſſes vor Pflichtangelobung und 
vor Uebernahme des Gemeindevorſteheramtes“ in Gemäßheit der 
M.⸗V. vom 30. September 1857, R. G. Bl. Nr. 198, zu einer 
Geldſtrafe von 10 fl. zu Gunſten des Armenfondes in Gr.-K. verur- 
theilt wurde. In dem gegen dieſes Straferkenntniß rechtzeitig erbrachten 
Recurſe machte J. S. insbeſondere geltend, daß er auch dem am 
11. Juli 1885 noch functionirenden alten Gemeindevorſtande als 
Gemeinderath angehörte, und daß er ſich in dieſer Eigenſchaft als 
Gemeinderath zur Ausſtellung eines ſolchen gemeindeämtlichen Sitten— 
zeugniſſes in dem vorliegenden Falle um ſo mehr berechtigt erachten 
durfte, als der functionirende Gemeindevorſteher zu der betreffenden 
Zeit nicht anweſend war und als er überdies dem E. P., welcher 
dieſes Zeuguiſſes dringend und ſofort bedurfte, notoriſch feindſelig 
geſinnt iſt, dem Petenten gegenüber alſo befangen war. 


Die k. k. ſchleſiſche Landesregierung behob nun mit der Ent— 
ſcheidung vom 23. März 1886, 3. 3320, das angefochtene bezirks— 
behördliche Straferkenntniß und ordnete zugleich die Abtretung des 
Actes an den ſchleſiſchen Landesausſchuß zur competenten Amtshandlung 
nach § 87, Alinea 1 der ſchleſiſchen Gemeindeordnung, beziehungsweiſe 
dem im Nachhange zu demſelben erfloſſenen Geſetze vom 20. September 1868, 
L. (GG. Bl. Nr. 16, ) aus der nachſtehenden Erwägung an: „Da 
§ 23 G. O, nur die Gelöbnißpflicht des neugewählten Gemeindevor— 


ſtandes normirt und der Necurrent dieſer Verpflichtung in der That 


nachgekommen iſt, fo liegt eine unter die Strafſanction der Miniſterial— 
verordnung vom 30. September 1857 ſubſumirbare Uebertretung des 
§ 23 G. O. gar nicht vor. Die Ausübung einer Function als Gemeinde- 
vorſteher vor der formellen Uebernahme der bezüglichen Geſchäfte, alſo 
vor der Angelobungsleiſtung, iſt im Allgemeinen allerdings nicht ſtatt— 
haft, kann aber keinesfalls als eine Uebertretung des $ 23 G. O. quali 
fteirt werden. Dagegen dürfte das Vorgehen des J. S., inſoferne er 
unberufen als Gemeinderath eine nur dem Gemeindevorſteher zu— 
ſtehende Amtshandlung vornahm oder inſoferne er in einem 
gemeindeämtlichen Atteſte etwas Falſches bezeugte, nach § 87, Alinea 1 
G. O., beziehungsweiſe $ 1, Alinea 1 des im Nachhange zu dem— 
ſelben erfloſſenen Geſetzes vom 20. September 1868, L. G. Bl. 
Nr. 16, ſtrafbar erſcheinen. Da die Ausſtellung von gemeindeämtlichen 


) Eine particulare ſchleſiſche Beſtimmung dahin lautend, daß der Landes⸗ 
ausſchuß Mitglieder des Gemeinde vorſtandes, welche ihre Pflichten in den Geſchäf⸗ 
ten des ſelbſtſtändigen Wirkungskreiſes verletzen, mit Ordnungsſtrafen bis 20 fl. 
zu belegen befugt iſt. 
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Sittenzeugniſſen aber mit Rückſicht auf S 27, Alinen 7) G. O. m 
den ſelbſtſtändigen Wirkungskreis der Gemeinde gehört, ſo erſcheint nur 
der ſchleſiſche Landesausſchuß zur Verhandlung und Urtheilsſchöpfung 
über die hier allenfalls vorliegende Pflichtwidrigkeit berufen.“ 


Dicke 


Geſetze und Berordnungen. 


1885. I. Semeſter. 


Verordnungsblatt für die k. k. Landwehr. 
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Nr. +. Ausgeg. am 17. Februar. — Circularverordnung vom 12. Februar 
1885, Nr. 2035 420 V. Einführung einer neuen Monturs⸗Wirthſchafts⸗ und 
Berechnungsvorſchrift und eines neuen Portionen-Beköſtigungs- und Gebühren⸗ 
tarifes für die k. k. Landwehr. 

Nr. 5. Ausgeg. am 25. Februar. — Circularverordnung vom 17. Februar 
1885, Praes. Nr. 320. Vorſchrift zur Verfaſſung der Qualifications⸗Liſten über 
Stabs- und Oberofficiere des Soldatenſtandes, dann Cadeten in der k. k. Land⸗ 
wehr, — Beförderungsvorſchrift für die Perſonen des Soldatenſtandes in der 
k. k. Landwehr, — Berichtigung der Vorſchrift zur Rangsbeſtimmung für die 
Perſonen des Soldatenſtandes in der k. k. Landwehr und Ergänzung des 
III. Theiles des Dienſtreglements für das k. k. Heer. 

Nr. 6. Ausgeg. am 5. März. — Circularverordnung vom 18. Februar 
1885, Nr. 1827 376 V. Fahrbegünſtigungen auf den königl. bayeriſchen Staats- 
eiſenbahnen bei Reiſen von auf kurze Zeit beurlaubten Unterofficieren und 
Soldaten der k. k. Landwehr. 


Nr. 7. Ausgeg. am 12. März. Circularverordnung vom 20. Februar 
1885, Nr. 455.86 V. Gebührenereditirung für militar-dienſtliche Telegramme 
in den im Reichsrathe vertretenen Königreichen und Ländern. — Circularver⸗ 
ordnung vom 26. Februar 1885, Nr. 3025 726 IIa. Gleichſtellung der Reife⸗ 
zeugniſſe der Fachſchulen mit den Maturitätszeugniſſen in Bezug auf die 
Einjährig⸗Freiwilligen⸗Begünſtigung. — Circularverordnung vom 28. Februar 
1885, Praes. Nr. 348. Verfaſſung von Qualifications-Eingaben über die zu 
Waffenübungen oder fonſtigen Dienſtleiſtungen herangezogenen Landwehr 
ärzte. — Circularverordnung vom 7. Marz 1885, Praes. Nr. 410. Verlaut⸗ 
barung einiger Aenderungen in der Bewaffnung, Ausrüſtung und Adjuſtirung 
der Landesſchützen zu Pſerd in Tirol und Vorarlberg. 

Nr. 8. Ausgeg. am 24. März. — Circularverordnung vom 17. März 
1885, Praes. Nr. 424. Ausgabe der Vorſchrift zur Verfaſſung der Qualifications— 
Liſten über Truppenrechnungsführer und über die zu Lieutenant-Rechnungsführern 
vorgemerkten Rechnungs- Unterofficiere und Rechnungs-Hilfsarbeiter in der 
k. k. Landwehr. 

Nr. 9. Ausgeg. am 30. März. Circularverordnung vom 6. März 
1885, Nr. 3281599 IV. 1. Nachtrag zum Dienſtbuche N 1, „Inſtruction zur 
Unterſuchung der Wehrpflichtigen“. — Cireularverordnung vom 14. März 1885, 
Nr. 3373 621 IV. Anwendung der „Vorſchrift über die Beurlaubung der mit 
egyptiſcher Augenentzündung behafteten Militär-Mannſchaft“ für die k. k. Land⸗ 
wehr und Gendarmerie. Circularverorduung vom 26. März 1885, 
Nr. 4453 803 IV. Ausgabe der 3. Auflage des I. und II. Theiles der „Inſtruc⸗ 
tion für die Truppenſchulen des k. k. Heeres“. 


Nr. 10. Ausgeg. am 3. April. Circularverordnung vom 27. März 
1885, Nr. 673 131 V. Weitere Anordnungen in Durchführung der organiſchen | 
Beſtimmungen für den Intendanzdienſt in der k. k. Landwehr. — Circular⸗ 
verordnung vom 29. März 1885, Nr. 2920,/524 IV. Ableiſtung des Präſenz⸗ 
dienſtes durch Einjährig⸗Freiwillige, welche auf die geſetzliche Begünſtigung ver- 
zichtet haben. 

Nr. 11. Ausgeg. am 17. April. — Circularverordnung vom 1. April 
1885, Nr. 4919,888 IV. Ausgabe des 4. Nachtrages zur Adjuſtirungs⸗ 
und Ausrüſtungsvorſchrift. Eircularverordnung vom 11. April 1885, 
Nr. 5554 1010 IV. Hinausgabe der 1. Nachträge zu den Dienſtbüchern 6—9 
und G 10. 


(Fortſetzung folgt.) 


) 5 27, Alinea 7 in den Gemeindeordnungen für Bukowina, Galizien, 
Görz, Gradiska, Iſtrien, Kärnten, Mähren, Tirol, Vorarlberg, 8 24, Alinea 7 
Steiermark, 8 25 Ober⸗Oeſterreich, § 26 Nieder⸗Oeſterreich, 8 28 Böhmen, 
Krain, Salzburg, $ 30 Dalmatien. 


Druck der k. Wiener Zeitung. Verantwortlicher Redae 


Perſonalien. 


Seine Majeſtät haben den Sectionsräthen im Handelsminiſterium Victor 
Freiherrn von Kalchberg und Johann Ritter von Obentraut taxfrei den 
Titel und Charakter von Miniſterialräthen verliehen. 

Seine Majeſtät haben den Miniſterialſecretär im Miniſterium für Cultus 
und Unterricht Wilhelm Haniſch zum Statthaltereirathe extra statum in Nieder⸗ 
öſterreich ernaunt. 

Seine Majeſtät haben den Miniſterial-Viceſecretären im Handelsminiſte⸗ 
rium Dr. Paul Beck und Dr. Franz Stibral den Titel und Charakter von 
Miniſterialſecretären verliehen. 

Seine Majeſtät haben den Viceconſul Zdenko Janiezek zum Conſul 
unter gleichzeitiger Berufung desſelben zur Leitung des Generalconſulates in 
Rio de Janeiro ernannt. 

Seine Majeſtät haben dem k. und k. Honorar-Viceconſul in Sfax Georg 
Tapia das Ritterkreuz des Franz⸗Joſeph⸗Ordens verliehen. 

Seine Majeſtät haben dem praktiſchen Arzte in Wien Dr. David Winter— 
nitz den Titel eines kaiserlichen Rathes verliehen. 

Der Finanzminiſter hat den Finanz-Obercommiſſär Thaddäus von Hor 
dynski zum Finanzſecretär der Lemberger Finanz-Landesdirection ernannt. 

Der gemeinſame oberſte Rechnungshof hat den mit Titel und Charakter 
eines Oberrechnungsrathes bekleideten Rechnungsrath Johann Ratſchiller zum 
Oberrechnungsrathe ernannt und die hiedurch erledigte Rechnungsrathsſtelle dem 
Marine-Commiſſariatsadjuncten erſter Claſſe Oskar Salomon verliehen. 


Erledigungen. 
Evidenthaltungs⸗Elevenſtelle in Niederöſterreich mit 500 fl. Adjutum, bis 
Ende Mai. (Amtsbl. Nr. 97.) 


Verlag 


Hof-Verlags- und Universitäts- Buchhandlung in 
Wien, J., Kohlmarkt 7. 
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der Manz’schen k. | 


Erkenntnisse 


des 


k. k. Verwaltungsgerichtshofes. 
Zusammengestellt auf dessen Veranlassung 
von 


Dr. Adam Freiherrn von Bndwinski, 
Rath des k. k. Verwaltungsgerichtshofes. 


Band I. (2. Aufl.) Die Erkenntnisse d. J. 1876—77 enthaltend... fl. 4.— geb. fl. 4.60 
dall N N 1878 1 „ 1 4.— 4.60 
a 1879 „ 4. — „ 460 
ne 1880 „ 3.60 10 
1 1881 „ 3.40 4. 
856 ” 
VI. 1882 „» 4.— „ 4.60 
1 18833 n 4. „ 4.60 
J ili, 1884 „ 4. „ 460 
1 1885 ) 5.60 
Der laufende Band X — Jahrgang 1886 — der 


Erkenntnisse 


des 


k. k. Verwaltungsgerichtshofes 


gelangt auch, wie bisher üblich, in einzelnen Bogen zur bequemen Benützung 
für die interessirenden Kreise sofort nach Ausgabe zur Versendung und nimmt 
der obige Verlag, sowie alle Buchhandlungen darauf Bestellungen eutgegen. 


Abonnements-Preise: 


fl. 1.— | 30 Bogen 
2.— 40 


10 Bogen . 
20 


2 eo 


50 Bogen . n. 
General-Index zur amtlichen Ausgabe der Erkenntnisse des k. k. ver- 
waltungsgerichtshofes. Band I bis V a fl. 1.60 
Verwaltungsgerichtshof-Hrkenntnisse nach $ 6 des Ges. v. 22. Okto- 
ber 1875, R. G. Bl. Nr. 36 ex 1876, geschöpft ohne 
vorausgegangene mündliche Verhandlung. Zusammengestellt von 
Dr. Adam Freih. von Budwinski. 


» 


I. Heft, Jahrgang 1876— 1878 . A. 1.— 
II. 1879 1880 . nk 
II. „ 18811882 ro. 
1 10 1883 1884 8 1.— 


„ 


bpiezu für die P. T. Abonnenten der Zeitſchrift ſammt 
den Erkenutniſſen des k. k. Verwaltungsgerichtshofes als Veilage: 
Bogen 52 und 53 der Erkenntniſſe 1885. 


Mit einer literariſchen Beilage: Neurath, Volks⸗ 
wirthſchaftslehre. 


teur: A. Heilmann. 


Für den Druck verantwortlich C. Gruß. 


